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Maßnahmenpaket zukunftsfähige Schule 

Die letzten Tage und Wochen haben gezeigt, wie wenig ausgereift einzelne Punkte des 
Maßnahmenpakets sind. So sollen neben der gültigen VwV Mehrarbeitsstundenvergütung 
bei der Erfassung von Überstunden Regelungen berücksichtigt werden, die erst in einigen 
Monaten tatsächlich eine gesetzliche Grundlage haben. Entsprechend groß ist die 
Verunsicherung bei Schulleitungen und in den Kollegien. 

Bei der sogenannten Bindungszulage wird es aus unserer Sicht und vor dem Hintergrund 
unserer Gespräche mit den erfahrenen Kolleginnen und Kollegen fast ausschließlich zu 
Mitnahmeeffekten kommen. Die Kolleginnen und Kollegen, die eine frühere Verrentung 
anstreben, tun dies meist mit Blick auf die Arbeitsbelastung und ihre Gesundheit. Hier 
werden Zulagen kaum wirken. Problematisch sind Bindungszulagen, wenn sie zu wenig 
wertschätzenden Einkommensunterschieden in den Kollegien führen und der Mathematik-
lehrer mit vierzigjährigem Dienstjubiläum plötzlich mehr verdient als der Deutschlehrer mit 
vierzigjährigem Dienstjubiläum. 

 

18-monatiger Vorbereitungsdienst 

Nach den Planungsgrundsätzen für das kommende Schuljahr sind Referendare nach einem 
halben Jahr mit zwölf Wochenstunden einzuplanen, ohne dass diese Stunden mit erfahre-
nen Kolleginnen und Kollegen, die den Anwärter hospitieren könnten, abgedeckt werden. 

Damit werden ab dem Halbjahr 2018/2019 jährlich zum Halbjahr an allen Schulen eine 
umfangreiche Änderung der Lehrauftragsverteilung und eine komplette Stundenplanände-
rung provoziert. Den Schülern wird im laufenden Schuljahr planmäßig ein Fachlehrerwech-
sel zugemutet, was besonders in prüfungsrelevanten Fächern in der Oberstufe problema-
tisch ist. 

Hinzu kommt, dass es durch die vollständige Anrechnung der Referendarstunden auf das 
Arbeitszeitvermögen der Schulen derzeit zu Personalüberhängen kommt und etablierte 
Kolleginnen und Kollegen die Teilabordnung droht. 

Widersprüchlich sind Planungsgrundsätze und Vorbereitungsdienst aber spätestens dann, 
wenn der Mentor im zweiten Ausbildungsabschnitt „in der Regel zwei Stunden wöchentlich“ 
hospitieren soll (§14 Abs. 3 LAPO II), aber nur eine Anrechnungsstunde erhält. 
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Wir fordern daher, dass mindestens die Hälfte der vom Referendar im zweiten 
Ausbildungsabschnitt selbstständig zu unterrichtenden Unterrichtsstunden mit Stunden vom 
Mentor oder einem erfahrenen Kollegen unterlegt werden. 

Die Ausbildung der Referendare im 18-monatigen Vorbereitungsdienst stellt eine wichtige 
personelle Ressource dar, die dem Ergänzungsbereich der Ausbildungsschulen zu Gute 
kommen sollte. Damit wäre ein wichtiger Anreiz für diese Schulen im Sinne ihrer Eigenver-
antwortlichkeit geschaffen. 

 

Ergänzungsbereich 

Seit einigen Jahren wird der Ergänzungsbereich nur zu 50% geplant. Mittlerweile ist es kein 
Einzelfall mehr, dass dadurch an den Schulen vom ersten Schultag an Unterricht geplant 
ausfällt, da Langzeiterkrankungen und Erziehungszeiten nicht mehr aus eigener Kraft kom-
pensiert werden können. Verschlimmert wird diese Situation durch einen leergefegten Markt 
an Aushilfslehrkräften für das Programm Unterrichtsversorgung. Dafür in Frage kommende 
Personen befinden sich entweder mittlerweile im Referendariat oder im Quereinsteiger-
programm. 

Hinzu kommt, dass der primäre Zweck des Ergänzungsbereiches, nämlich „Lehrerwochen-
stunden aus dem Ergänzungsbereich […] für Schüler als zusätzliche Bildungsangebote in 
den Schulen und für schulübergreifende Projekte zu verwenden, […] (VwV Bedarf und 
Schuljahresablauf) seit Jahren untergraben wird und so gewünschte Maßnahmen zur indi-
viduellen Förderung von Schülerinnen und Schülern nicht stattfinden können. 

Wir fordern daher die Planung mit 100% Ergänzungsbereich. 

 

Klassenlehrer 

Die Anforderungen an die Tätigkeit eines Klassenlehrers sind in den letzten Jahren konti-
nuierlich gestiegen. Gründe hierfür sind eine zunehmende (Leistungs-) Heterogenität in den 
Klassen. Wir konstatieren zunehmend Schüler mit Migrationshintergrund und eine steigende 
Anzahl sozial-emotional auffälliger Schüler ohne eine genehmigte Integrationsmaßnahme. 
Verstärkt wird diese Tendenz durch die politisch gewollte Öffnung des Gymnasiums für 
Kinder ohne gymnasiale Bildungsempfehlung. 

Aus diesem Grund fordern wir im Rahmen einer umfassenden Ausweitung der Leitungszeit 
und der Funktionsstellen (vgl. frühere Positionspapiere) auch die Anrechnung der Klassen-
lehrertätigkeit mit mindestens einer Stunde, die Absicherung des stark erhöhten Bildungs-
beratungsbedarfs durch zertifizierte Beratungslehrer und den Einsatz von Schulsozialarbei-
tern auch an Gymnasien. 

 

Bildungsempfehlung und Übergangsverfahren 

Anders als das Ministerium halten wir die Anzahl von landesweit 840 Verfahren zum Über-
gang an ein Gymnasium ohne Bildungsempfehlung im Vergleich zu rund 360 Teilnahmen an 
den Eignungsprüfungen im Jahr zuvor für einen dramatischen Zuwachs. 

Dabei sind große Unterschiede in den Regionen zu beobachten, so nutzen in Leipzig deut-
lich mehr Eltern die neue Regelung als in Dresden. Erfahrungen aus Bundesländern, die die 
Übergangshürde ans Gymnasium gesenkt haben, lassen steigende Zahlen in den kommen-
den Jahren erwarten. 
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Nach den Berichten unserer Mitglieder verliefen die Verfahren reibungslos. Die Gestaltung 
der Leistungserhebung wurde überwiegend positiv und als echte Hilfe bewertet. Die Gesprä-
che mit den Eltern waren in der Regel konstruktiv. 

Sorgen machen wir uns allerdings um die Sicherung der Qualität gymnasialer Bildung. Aus 
unserer Sicht muss der Elternwille durch eine schulische Bewertung ergänzt werden. Wir 
fordern daher die Möglichkeit, die Aufnahme eines Schülers ans Gymnasium nach einem 
oder zwei Jahren zu überprüfen und durch ein gymnasiales Probejahr (Berlin) oder eine 
Querversetzungen zur Oberschule (Hessen) zu korrigieren. Die geltenden Versetzungs-
bestimmungen der SOGYA reichen dafür nicht aus. 

 

Arbeitsbelastungen von Schulleitungen 

Die Umsetzung des Maßnahmenpaktes, die neue LAPO II, der gekürzte Ergänzungsbereich 
oder die neue Reglung zur Bildungsempfehlung führten weiterhin zu direkten und indirekten 
Mehrbelastungen von Schulleitungen. Begleitet wird das zunehmend von einer Bürokratisie-
rung des Schulalltages und einer damit verbundenen Flut neuer Formulare, die in guter 
Absicht zur Verfügung gestellt werden und wie beispielsweise jenes für die Protokollierung 
von Personalgesprächen (s. Schulleiterbrief des Direktors der SBA vom 12.04.2017) ab 
sofort zu verwenden sind. 

Im Schulportal ist immer wieder zu beobachten, dass einzelne Referate der Schulaufsicht 
Berichte einfordern (z. B. zu Aktivitäten am deutsch-französischen Tag; „Fehlmeldung ist 
erforderlich“) und so ihre Arbeit in die Schulen verlagern. Aus unserer Sicht ist dieser 
Gebrauch missbräuchlich. Wir fordern hier klare Regeln zu Anweisungsrechten und Nutzung 
des Portals. 

Weiterhin führten die Dienstvereinbarungen der letzten Jahre zwischen dem SMK und dem 
Hauptpersonalrat zu einer mittlerweile deutlichen Mehrbelastung von Schulleitungen, die 
niemals kompensiert wurde. Insbesondere die Dienstvereinbarung zum Betrieblichen 
Eingliederungsmanagement hat durch die stetig steigende Anzahl an Langzeiterkrankungen 
an Bedeutung gewonnen. Flankiert von nicht immer passgenauen Onlineformularen im 
Schulportal („Die BEM - Dokumentation ist verbindlich über dieses Verfahren zu führen!“ 
heißt es da in wertschätzender Form.) erfordern die (sachlich zu begrüßenden) BEM einen 
hohen Zeitaufwand. Es bleibt abzuwarten, ob die neueste Dienstvereinbarung zur Über-
lastungsanzeige eine ähnliche Entwicklung nimmt, etwa, wenn Gewerkschaften hier ein 
mögliches Druckmittel erkennen. 

Wir fordern daher erneut die deutliche Ausweitung von Leitungszeit, die Ausweitung von 
Funktionsstellen und die Unterstützung durch Schulverwaltungsassistenten. 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 
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